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Deutliche Leistungs

Es geht voran in Europa. Die Verhandlungen zum
dauerhaften Europäischen Rettungsschirm ESM
sind soweit gediehen, dass der Vertragsentwurf
den zuständigen Bundestags-Ausschüssen
ze zugeleitet wird. Der ESM soll Anfang Juli in Kraft
treten und 500 Milliarden Euro für die Stabilisierung
der Eurozone bereitstellen. Er wird mit einem Ba
kapital von 80 Milliarden Euro ausgestattet. Wie b
reits verabredet, soll im März überprüft werden, ob
die maximale Ausleihsumme von 500 Milliarden E
ro ausreichend ist. Bei der Debatte über eine mö
liche Aufstockung des ESM ist zu bedenken, dass
das Bereitstellen von Geld die Probleme nicht löst.
Die betroffenen Euro-Länder müssen vielmehr
ernsthaft und glaubwürdig an der Haushaltskons
lidierung arbeiten. Entsprechende Strukturreform
sind Bestandteil des bereits vereinbarten Euro
Plus-Paktes. Auch bei den Verhandlungen zum
Fiskalpakt sind die Finanzminister so gut vorang
kommen, dass er auf dem Gipfeltreffen der Staats
und Regierungschefs am 30. Januar 2012 vera
schiedet werden kann. Nationale Schuldenbremsen
werden dann verbindlich. Nach dem Zwischenstand
vom 19. Januar soll der EuGH Sanktionen ve
gen können, wenn ein EU-Staat gegen die EU
Vorschriften verstoßen hat. Außerdem wurde die
Schwelle für das Inkrafttreten des Vert
senkt. Der Fiskalpakt soll nun gelten, wenn minde
tens zwölf der Teilnehmerstaaten ihn ratifiziert h
ben. Weiterhin ist in den Erwägungs
Passus enthalten, dass nur die Staaten Hilfen aus
dem ESM erhalten können, die auch den Fiskalpakt
ratifiziert haben.

Leistungsverbesserungen für Demenzkranke
und ihre Angehörigen. Menschen mit Demenz
brauchen weniger eine medizinische Pflege im e
geren Sinne als Betreuung und Anleitung im Alltag.
Insbesondere für die Angehörigen stellt das eine
große Belastung dar. Sie pflegen, of
großen körperlichen aber auch seelischen Bela
tungen, aufopferungsvoll ihre Verwandten. Oft
müssen sie ihr eigenes Leben auf die Bedürfnisse
der Angehörigen ausrichten, nicht selten auch nach
oder neben der eigenen Erwerbstätigkeit und der
Versorgung der Kinder. Das verdient unsere ganze
Anerkennung und Unterstützung. Da aber der g
genwärtige Pflegebegriff sich noch zu sehr auf kö
perliche Beeinträchtigungen konzentriert, berüc

Enak Ferlemann, MdB
Parl. Staatssekretär

Platz der Republik 1

227 77 044
227 76044

Email: enak.ferlemann@bundestag.de

Berlin aktuell
Aus dem

Thema der Woche Thema der Woche Thema der Woche Thema der Woche Thema der Woche

02-2012

Leistungs-Verbesserungen für Demenzkranke
und ihre Angehörigen
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Einstellung von zusätzlichen B
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Untersuchungsausschuss zu rechtsextremer
Terrorgruppe. Der Deutsche Bu
tun, um seinen Beitrag zu einer gründlichen,
schnellen und effektiven Aufklärung der Aktivitäten
der Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter
rund“ zu leisten. Hierfür werden die Fraktionen in
einem gemeinsamen Antrag die Einrichtung
Untersuchungsausschusses beschließen.

Mit dem 2. Finanzmarktstabilisierungsgesetz
setzen wir auf Bewährtes.
ansteigende Refinanzierungsbedarf mehrerer Mit
liedstaaten, die nachlassende konjunkturelle En
wicklung sowie die verschärften Eigenkapitalanfo
derungen an die Banken erhöhen erneut das Risiko
von Zuspitzungen an den Finanzmärkten. Mit dem
zweiten Finanzmarktstabilisierungsgesetz nehmen
wir unseren Teil der europäischen Verantwortung
wahr und liefern unseren deutschen Beitrag zur
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Verbesserungen für Demenzkranke
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Demenzkranke in der Pflegestufe 0 erhalten 225
Euro, in der Pflegestufe I steigen die Leistungen um
215, in der Pflegestufe II um 150 Euro. Damit pfle-

Angehörige sich leichter eine „Auszeit“ neh-
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aufenthalt von maximal vier Wochen vorsieht. Das
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Untersuchungsausschuss zu rechtsextremer
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der Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unterg-
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einem gemeinsamen Antrag die Einrichtung eines
Untersuchungsausschusses beschließen.

Mit dem 2. Finanzmarktstabilisierungsgesetz
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von Zuspitzungen an den Finanzmärkten. Mit dem

Finanzmarktstabilisierungsgesetz nehmen
wir unseren Teil der europäischen Verantwortung
wahr und liefern unseren deutschen Beitrag zur



Kurznachrichten Kurznachrichten Kurznachrichten Kurznachrichten Kurznachrichten

Mittwoch, 25. Januar 2012 02-2012 Seite 2 von 2

Vermeidung von Ansteckungseffekten in der Wäh-
rungsunion. Um rechtzeitig vorzubeugen, verab-
schieden wir in dieser Woche eine bis Ende 2012
befristete Wiedereröffnung des bewährten Finanz-
marktstabilisierungsfonds (FMS bzw. Sonderfonds
Finanzmarktstabilisierung – SoFFin). In der parla-
mentarischen Anhörung zu dem Gesetz haben die
geladenen Experten die Reaktivierung des SoFFin
durchweg begrüßt. Sollte aufgrund unerwarteter
struktureller Ausgaben des SoFFin die nach der
Schuldenbremse zulässige maximale Kreditauf-
nahme überschritten werden, so hätte der
Deutsche Bundestag einen Plan zur direkten Til-
gung der erhöhten Bundesschuld zu beschließen.

Der Abzug aus Afghanistan beginnt. In dieser
Woche werden wir über die Fortsetzung der Beteili-
gung bewaffneter deutscher Streitkräfte am Einsatz
der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe
in Afghanistan (ISAF) entscheiden. Die Mandats-
obergrenze wird von jetzt 5.350 auf 4.900 Soldatin-
nen und Soldaten gesenkt. Der Abzug der Bun-
deswehr aus Afghanistan nimmt damit konkrete
Form an: Nach zehn Jahren werden wir erstmals
die Zahl der Soldatinnen und Soldaten, die dort ei-
nen tapferen Einsatz leisten, verringern. 2014 soll
der Einsatz in seiner bisherigen Form beendet sein.
Dabei muss jedoch klar sein, dass eine verantwort-
bare Übergabe der Sicherheit immer Vorrang hat
vor der Verwirklichung ehrgeiziger Zeitpläne. Unser
militärisches Engagement wird soweit reduziert, wie
es sicherheitspolitisch zu verantworten ist. Ein zent-
rales Kriterium ist die Fähigkeit der Afghanen, die
Lage in ihrem Land selber kontrollieren zu können.
Dabei bleibt der Aufbau von staatlichen Strukturen
insbesondere im Sicherheitssektor eine vordringli-
che Aufgabe. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
unterstützt die Bundesregierung bei dem Ziel, den
Übergabeprozess erfolgreich umzusetzen.

Die Woche im Parlament

Am Freitag werden wir der Opfer des Nationalso-
zialismus gedenken. Prof. Dr. Marcel Reich-
Ranicki wird anlässlich des nationalen Gedenkta-
ges eine Rede halten. Vor 66 Jahren, am 27. Ja-
nuar 1945, hatten Truppen der Roten Armee das
deutsche Konzentrationslager Auschwitz befreit.

Wir debattieren in dieser Woche den Vorschlag für
eine Verordnung des Europäischen Parlaments
und des Rates über Leitlinien der Union für den
Aufbau des transeuropäischen Verkehrsnetzes.
Dieser enthält detaillierte Regelungen, die in das
Planungsrecht der Mitgliedstaaten eingreifen und
Kompetenzen auf die EU-Ebene verlagern sollen.
Die Koordinierungsaufgaben der „Europäischen
Koordinatoren“ sind jedoch nicht vereinbar mit na-
tionalen Regelungen und Planungsinstrumenten.
Auch stellt das Fehlen eines Planungs- und Haus-
haltsvorbehalts ein unkalkulierbares Risiko für die
jeweiligen nationalen Haushalte der Mitgliedstaaten
dar. Deshalb werden wir in einer Stellungnahme
nach Art. 23 Abs. 3 GG unsere Bedenken zu Sub-

sidiarität und Verhältnismäßigkeit des Verord-
nungsvorschlags aufzeigen und die Bundesregie-
rung auffordern, sich in den Ratsverhandlungen da-
für einzusetzen, diese aufzulösen.

Die Bundesregierung wird in dieser Woche über
ihre Forschungsagenda für den demografischen
Wandel – Das Alter hat Zukunft berichten. In die-
ser Forschungsagenda fassen die verschiedenen
Ressorts unter Federführung des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung ihre laufenden
und geplanten Aktivitäten in diesem Bereich zu-
sammen. Die Forschungsagenda ist zunächst auf
fünf Jahre angelegt.

Zur Beschlussfassung steht der Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP Gleichwertigkeit von
Berufsbildung und Abitur gewährleisten an.

Mit dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und
FDP Neue Impulse für die Sportbootschifffahrt
wollen wir dazu beitragen, die Attraktivität des
Wassersporttourismus zu sichern und zu steigern.

Daten und Fakten

Finanzierungsüberschuss in der Sozialversi-
cherung. Die Sozialversicherung verzeichnete in
den ersten drei Quartalen des vergangenen Jahres
einen Finanzierungsüberschuss von rund 6 Mrd.
Euro. Gemessen am vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum, der noch ein Finanzierungsdefizit von 3,9
Mrd. Euro aufgewiesen hatte, entspricht dies einem
Anstieg der Einnahmen um 2,4% auf 385,7 Mrd.
Euro. Die Einnahmen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erhöhten sich in den ersten drei Quarta-
len 2011 um 1,8% auf 186,3 Mrd. Euro. Auch die
Einnahmen der gesetzlichen Krankenversicherun-
gen verzeichneten einen Anstieg: Im Vergleich zu
den ersten drei Quartalen 2010 erhöhten sie sich
um 5,4% auf 139,8 Mrd. Euro. Die Einnahmen der
Bundesagentur für Arbeit entwickelten sich im ers-
ten bis dritten Quartal 2011 zwar rückläufig. Durch
die sich fortsetzende gute Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt ging damit allerdings ein starker Rück-
gang der Ausgaben einher, so dass sie für die ers-
ten drei Quartale 2011 einen Finanzierungsüber-
schuss von 1,2 Mrd. Euro aufweist.
(Quelle: Statistisches Bundesamt)
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